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Strafanzeige gegen alle verantwortlichen Mitarbeiter des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) 
und der European Medicine Agency (EMA), die auf Grund ihrer vorsätzlichen und / 
oder grob fahrlässigen Nichterfüllung ihrer gesetzlichen Pflichten für 
gesundheitlichen Schäden bis zum Tod bei einer unbekannten Anzahl von Menschen 
mitverantwortlich sind 

Sehr geehrte Damen und Herren Staatsanwälte, 

hiermit erstatte ich Strafanzeige 

gegen 

1. 

Prof. Dr. Klaus Cichutek, seit 1.12.2009 Präsident des PEI, 

2. 


Dr. Ralf Wagner, Mitarbeiter des PEI in der Abteilung 2, Fachgebiet 2/1 „Virale 
Impfstoffe“, 


3. 


Emer Cooke, seit dem 16.11.2020 Direktorin der EMA 


und alle weiteren ggf. noch tatbeteiligten Mitarbeiter des PEI und der EMA 
wegen des Tatverdachts 


der vorsätzlichen gefährlichen und schweren Körperverletzung (im Amt) mit 
Todesfolge gem. §§ 223, 224, 226, 227, 340 StGB, 
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Totschlag und Mord gem. § 212 und 211 StGB, 

fahrlässige Körperverletzung gem. $ 229 StGB, 

fahrlässige Tötung gem. § 222 StGB, 

alter in Betracht kommenden Straftatbestände gem. §§ 95, 96 AMG, 


aller sonst in Betracht kommenden Straftatbestände und Beteiligungsformen nach 
dem StGB, Kriegswaffenkontrollgesetz, Völkerstrafgesetzbuch. 


Begründung: 


Die Sachverhalte, die Ihre Behörde hier aufzuarbeiten hat, sind so komplex, dass Sie 
sicherlich — ggf. in Kooperation mit anderen Staatsanwaltschaften — eine besondere 
Arbeitsgruppe einrichten müssen. 


Zudem werden Sie auf die Unterstützung von zahlreichen Experten angewiesen sein. Aber 
keine Sorge, die gibt es. Viele warten nur darauf, dass sie endlich mit ihrem Fachwissen 
gehört werden. 


Wenn Politiker Ihre Ermittlungsarbeit über Dienstvorgesetzte verhindern wollen, dann 
sollten Sie umgehend Ermittlungsverfahren wegen versuchter Anstiftung zur 
Strafvereitelung im Amt gem. § 258 a StGB einleiten. 


Die Aufklärung dieser Sachverhalte steht ist im allerhöchsten öffentlichen Interesse, so dass 
Sie keinerlei sachfremde Einmischung tolerieren dürfen. 


Wenn ich mich hier in der Begründung sehr kurz fasse, dann gerade auch deshalb, weil die 
relevanten Sachverhalte schon in anderen Zusammenhängen hinreichend umfassend 
aufgearbeitet worden sind. Auf diese Vorarbeiten kann und möchte ich verweisen: 


Zur Einführung in die Sachverhalte, die den Grund für diese Strafanzeige gegeben habe, 
empfehle ich Ihnen das YouTube-Video mit dem Titel „Medienkonferenz: Strafanzeige 
gegen Swissmedic“, abrufbar unter dem Link 


https: //www.youtube.com/watch?v=AJCGCe8bkis&list=FLCzhxhgoPXUCFr1GBigSJig&ind 
ex=12&t=6180s 


Diesem Video werden Sie schon eine ganze Reihe von hochqualifizierten Sachverständigen 
entnehmen können, die sich sicherlich nicht einer sachverständigen Beratung Ihrer Behörde 
verweigern würden, insbesondere: 


Dr. Michael Palmer zur Besonderen Wirkungsweise von mRNA-Injektionen, 


Prof. Dr. Andreas Sönnichsen zur (fehlenden) Wirksamkeit dieser Injektionen, 
Prof. Dr. Dr. Martin Haditsch zu den Risiken der mRNA-Injektionen, 
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Prof. Dr. Konstantin Beck zur Gefährdung der öffentlichen Gesundheit durch diese Covid- 
19-Injektionen (Übersterblichkeit etc.). 


Zu Ihrer weitergehenden Information übermittle ich Ihnen hier 
als Anlage 1 


den Volltext der Strafanzeige der schweizer Rechtsanwälte Kruse Law vom 14.7.2022, die 
Sie hinreichend darüber aufklären wird, dass und — spätestens - ab wann und warum (auch) 
den Verantwortlichen des PEI und der EMA positiv bekannt sein musste, dass diese Covid- 
19-Injektionen bedenkliche Arzneimittel im Sinn des § 5 AMG sind, so dass sie kraft ihrer 
gesetzlichen Zuständigkeit dazu verpflichtet waren zu verhindern, dass diese Arzneimittel — 
überhaupt jemals und weiter - in den Verkehr gelangen und bei Menschen angewendet 
werden. 


Die Voraussetzungen einer bedingten Zulassung haben nie vorgelegen, und das war von 
allem Anfang an evident. 


Weiterführende Anlagen und Quellen zu der vorgenannten Strafanzeige können Sie im Web 
unter dem folgenden Link aufrufen: 


https://coronaanzeige.ch 
ll. 


Darüber hinaus stehen Ihnen auch hier in Deutschland noch weitere, wohl noch 
umfangreiche Quellen zur Verfügung, die den dringenden Verdacht der Verwirklichung der 
hier angezeigten Straftatbestände verwirklichen, u.a. abrufbar über meine Webseite unter 
dem Link „Soldaten gegen Impfpflicht“, siehe: 


https://www.anwalt-schmitz,ew/soldaten-gegen-impfpflicht/ 


Unter diesem Link finden Sie u.a. auch den Schriftsatz von Prof. Dr. Martin Schwab vom 
20.7.2022 an das Bundesverwaltungsgericht zur Begründung der Anhörungsrüge, die dort 
nunmehr unter den AZ. BVerwG 1 WB 48.22 und BVerwG 1 WB 49.22 geführt wird, siehe: 


https://www.anwalt-schmitz.eu/wp-content/uploads/2022/07/20.7.22-Anhoerungsruege- 
anonymisiert-2,pdf 


Es wird folglich angeregt, die Akten des BVerwG zu den vorgenannten Aktenzeichen 
BVerwG 1 WB 48.22 und BVerwG 1 WB 49.22 zur Einsichtnahme anzufordern. Dann 
werden Sie auch nachvollziehen können, warum die Entscheidung des BVerwGs in dieser 
Sache vom 7.7.2022 absolut unvertretbar war. 


Weil der vorgenannte Schriftsatz von Prof. Schwab das Versagen der Beschuldigten aus 
den Reihen des PEI, sehr gut zusammengefasst hat, wird er hier 


als Anlage 2 
überreicht. 
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Wenn Sie alleine schon diese Quellen studiert haben, dann werden Sie feststellen, dass 
1. 


das „Nutzen-Risiko-Verhältnis“ dieser Covid-19-Injektionen zu keiner Zeit positiv war, da 
diese Injektionen nicht nur wirkungslos, sondern sogar (nachweislich) negativ wirksam und 
mit vielfältigen schweren Nebenwirkungen bis hin zum Tod verbunden sind, 


2. 


diese Injektionen mit keinem Nutzen für die öffentliche Gesundheit verbunden waren, der 
die Gefahr aufgrund noch fehlender Daten überwog, ganz im Gegenteil, 


3. 


es aufgrund höchst wirksamer und nebenwirkungsfreier/-armer alternativer Heilmittel und 
Behandlungsprotokolle in Wahrheit auch zu keiner Zeit eine „medizinische 
Versorgungslücke“ gab, die durch solche experimentellen Covid-19-Injektonen geschlossen 
werden musste, 


4. 


die gesamte Faktenlage so erdrückend war und ist, dass man sich im Grunde nur noch über 
den Zeitpunkt unterhalten kann, ab dem man nicht nur den Herstellern der Covid-19- 
Injektionen, sondern gerade auch den hier Beschuldigten vorhalten kann und muss, zum 
Nachteil aller in Deutschland/Europa lebenden Menschen schwere und schwerste 
Nebenwirkungen bis hin zum Tod zumindest billigend in Kauf genommen zu haben, 


5. 


wir es hier mit dem wohl folgenschwersten Versagen von Arzneimittelaufsichtsbehörden 
und dem wohl größten Skandal der Medizingeschichte zu tun haben. 


IV. 


Mit den obigen Quellen haben Sie alles was Sie benötigen, um sofort mit den Ermittlungen 
zu beginnen. 


Bevor ich Ihnen weitere sachdienliche Hinweise gebe, möchte ich zunächst sehen, ob Ihre 
Behörde auf Grund der obigen Hinweise auch tatsächlich tätig wird. 


Viele Anwälte haben seit März 2020 immer wieder erleben müssen, dass sie mit ihrem 
Vortrag nicht gehört werden, wenn sie — ganz gleich, wie gut begründet und wissenschaftlich 
belegt - grundsätzliche Kritik an den sog. Anti-Corona-Maßnahmen und insbesondere auch 
an der gesamten Kampagne der Regierungen von Bund und Ländern sowie den 
Verlautbarungen von PEI, RKI und STIKO zu diesen Covid-19-Injektionen geübt haben. 


Weitere konkrete Anhaltspunkte für weitere Ermittlungen können Sie eben nicht nur den 0.9. 
Quellen, sondern teilweise schon Verordnungen wie z.B. § 2 MedBVSV entnehmen, wo die 
Distribution über das Gesundheitsministerium geregelt ist, das sich bekanntlich u.a. der 
Logistik der Bundeswehr bedient hat. 
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Durch diese Regelung wurde auch der Bundesgesundheitsminister zu jemandem, der 
im Sinne von § 8 Abs. 1 AMG Vakzine in den Verkehr bringt und folglich gem. § 8 Abs. 
1Nr. 2 lit, a) AMG keine irreführenden Aussagen zur Wirksamkeit der Vakzine machen 
darf. 


Als Gesundheitsminister kann er sich im Hinblick auf solche irreführenden öffentlichen 
Aussagen also gerade nicht auf seine angebliche „Meinungsfreiheit“ berufen. 


Sie werden sich sicherlich erinnern, dass aber gerade auch Gesundheitsminister Prof. Dr. 
Karl Lauterbach über Monate hinweg nicht müde wurde bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit öffentlich zu betonen, dass die die Covid-19-Vakzine sehr bzw. hochwirksam 
und auch „nebenwirkungsfrei“ seien. 


Gerade er musste es von allem Anfang an besser wissen, so dass seine irreführenden 
Angaben eine Strafbarkeit nach § 95 Abs. 1 Nr. 1 und 3a AMG begründen. 


Das Web ist voll mit unzähligen Beispielen für entsprechende öffentliche Aussagen zur 
angeblichen „Nebenwirkungsfreiheit“. 


Halbherzige Eingeständnisse dazu, dass diese Injektionen doch nicht nebenwirkungsfrei 
seien, kamen - soweit feststellbar — von ihm erst im Verlaufe des Monats Juni 2022, siehe 
u.a.: 


https://www.allgemeine-zeitung.de/politik/politik-deutschland/coronavirus-impfung-doch- 
nicht-nebenwirkungsfrei-1711359 


https://www.berliner-zeitung.de/news/karl-lauterbach-aussagen-zu-impfschaeden-sorgen- 
fuer-aufsehen-li.238592 


V. 


Es gibt noch zahlreiche weitere — ehemalige und aktuelle — Amtsträger und 
Firmenmitarbeiter in verantwortlicher Person, gegen die aus vergleichbaren Gründen 
ermittelt werden müsste, insbesondere aus den Reihen 


des Bundesgesundheitsministeriums, 


des Bundessverteidigungsministeriums, das Covid-19-Injektionen für alle Soldaten 
verpflichtend gemacht hat, 


des RKI, 
der Fa. BioNTech SE. 


Wenn sogar die hier gegebenen konkreten Hinweise nicht sofort zu Ermittlungen und zur 
Sicherung aller relevanten Beweise führen würden, dann würde ich nur meine Lebenszeit 
verschwenden, wenn ich hier eine Strafanzeige im Umfange der schweizer Kollegen 
ausarbeiten würde. Wozu auch? Eine weitere Mühewaltung zur Begründung dieser 
Strafanzeige ist hier auch nicht geboten, da das schweizer Strafrecht sehr große 
Ähnlichkeiten zum deutschen Strafrecht aufweist und Sie sicherlich selbst feststellen 
können, welche deutschen Straftatbestände in Betracht kommen. 
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Im Falle der Verweigerung von angemessenen Ermittlungen werde ich eben zur Kenntnis 
nehmen, dass die Rechtspflege selbst bei solchen schwersten Tatvorwürfen, deren 
Aufklärung von allergrößter gesellschaftlicher Relevanz ist, komplett ausfallen kann. 
Sie werden zahlreiche Menschenleben retten können, wenn Sie sofort tätig werden. 


Von selbst werden die Beschuldigten nicht aufhören. Sie sollten also sofort tätig werden, 
auch wenn Ihre Ermittlungen für viele Menschen zu spät kommen werden. 


Vi. 


Abschließend bitte ich darum, mich über den Fortgang der Ermittlungen zu informieren, 
insbesondere über eine etwaige Anklageerhebung oder eine vollständige oder teilweise 
Abgabe des Verfahrens. 


Mit freundlichen Grüßen 


Ob 


Schmitz 
Rechtsanwalt 
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